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Die Deutsche Kommunistische 
Partei (DKP) kritisiert in einer Erklä-
rung vom Sonnabend den deutschen 
»Verteidigungshaushalt«:
Die DKP kritisiert die Vergabe von 
38,52 Milliarden Euro an das Bundes-
ministerium der Verteidigung. Der so-
genannte Verteidigungshaushalt steigt 
damit zum Vorjahr um 1,5 Milliarden 
Euro. Für 2019 beschloss das Kabi-
nett die Erhöhung um vier Milliarden 
auf 42,9 Milliarden Euro. Bundesver-
teidigungsministerin Ursula von der 
Leyen erklärte während der Haushalts-
debatte: »Wir sind noch lange nicht 
am Ziel, wir müssen beharrlich weiter 
machen.« Die Bundesregierung setzt 
somit weiter auf Aufrüstung und Ag-
gression nach außen und hält unbeirrt 
an dem Zwei-Prozent-Ziel der NATO 
fest.

»Die Bundesregierung geht hier 
einen völlig falschen Weg. Wir brau-
chen eine Friedenspolitik und keine 
Politik der Aggression und des Krie-
ges. Wir brauchen keine Drohnen, 
Auslandseinsätze oder Drohgebärden 
gegen Russland. Wir brauchen mo-
derne und intakte Schulen, kostenlo-
se Bildung für alle, Löhne, die sich 
lohnen, und Renten, die ein würde-
volles Altern ermöglichen. Deshalb 

kann es nur heißen: Abrüsten statt auf-
rüsten!« sagt Patrik Köbele, Vorsit-
zender der DKP. Deshalb unterstützt 
die DKP die Kampagne der Friedens-
bewegung »Abrüsten statt aufrüsten« 
und sammelt 30.000 Unterschriften 
bis zu ihrem 20. UZ-Pressefest vom 
7. bis 9. September 2018 im Revierpark 
Wischlingen in Dortmund. »Die über 
17.000 Unterschriften, die wir als DKP 
bis jetzt gesammelt haben, sind ein 
deutliches Zeichen für eine Politik des 
Friedens und der Völkerfreundschaft. 
Das reicht aber nicht. Den Appell der 
Friedensbewegung zu unterzeichnen 
ist nur ein erster Schritt. Der nächste 
heißt: selbst aktiv werden für Frieden, 
Arbeit, Solidarität. Raus auf die Straße 
gegen Bundeswehr-Werbung und -Auf-
tritte, gegen Truppentransporte gen 
Osten und Militärstandorte wie Ram-
stein und Büchel. Den Kriegstreibern 
in den Arm zu fallen, aktiv gegen die 
NATO-Kriegspolitik zu werden, das 
ist auch das richtige Mittel, um Flucht-
ursachen zu verhindern!

Die Friedensnobelpreisträger der 
Organisation ICAN forderten am 
Sonnabend den Beitritt Deutsch-
lands zum UN-Atomwaffenverbots-
vertrag:

(…) Heute ist es genau ein Jahr her, 
dass 122 Staaten bei den Vereinten Na-
tionen den Vertrag beschlossen haben, 
der u. a. den Besitz, die Stationierung 
und die Drohung mit Atomwaffen 
verbietet. Inzwischen haben mehr als 
50 Staaten unterzeichnet und 11 Staa-
ten ratifiziert, darunter auch Öster-
reich und der Vatikan. Der UN-Vertrag 
tritt in Kraft, nachdem ihn 50 Staaten 
unterzeichnet und ratifiziert haben.

Die Bundesregierung boykottiert 
das Verbot noch immer. Dabei sind 
mehr als zwei Drittel aller Deutschen 
für den Beitritt, wie eine am Freitag 
veröffentlichte Umfrage im Auftrag 
von ICAN zeigt. Eine Zweidrittel-
mehrheit will außerdem den Abzug 
der US-Atombomben aus dem rhein-
land-pfälzischen Büchel. (…)

Martin Hinrichs aus dem Vorstand 
von ICAN Deutschland erklärt: »Ein 
Jahr nach dem Beschluss des inter-
nationalen Atomwaffenverbots ist es 
höchste Zeit, dass die Bundesregie-
rung Farbe bekennt und sich klar für 
atomare Abrüstung positioniert. Wenn 
sie das Abkommen weiter boykottiert, 
tritt sie den Wählerwillen mit Füßen 
und schadet ihrer eigenen Glaubwür-
digkeit im Engagement für eine atom-
waffenfreie Welt.«

Das Flugzeug »Moonbird«, 
das zur Ortung von 
Flüchtlingen in Seenot ein-

gesetzt und dessen Betrieb unter 
anderem von der Evangelischen 
Kirche in Deutschland (EKD) 
unterstützt wird, ist vergangenen 
Mittwoch auf Malta festgesetzt 
worden. Wie geht es jetzt weiter?

Die maltesischen Behörden untersagen 
uns seither alle weiteren Flüge in das 
Suchgebiet im Mittelmeer vor der liby-
schen Küste. Die Moonbird kann sin-
kende Boote deshalb nicht orten und ihre 
Position weitergeben. Offenbar geht es 
darum, die zivile Seenotrettung kom-
plett zu verhindern.

Wie wurde Ihnen das Verbot über-
mittelt?

Wir hatten am 4. Juli bei den maltesi-
schen Behörden nachgefragt, was los 
ist, weil wir bereits einige Tage lang 
keine Starterlaubnis erhalten hatten. Da-
raufhin hieß es, jede Art von Such- und 
Rettungsoperationen werde nicht mehr 
zugelassen. Sie haben uns weder Gründe 
für ihr Vorgehen mitgeteilt, noch, auf 
welcher Rechtsgrundlage das passiert.

Zuvor hatte die Zusammenarbeit 
der Moonbird-Besatzung mit den 
maltesischen Behörden und der 
italienischen Küstenwache, teils 
sogar unter deren explizitem Kom-
mando, funktioniert?

Ja. Aber jetzt haben die Behörden den 
Kurs gegen die Leute von der Seenot-
rettung verschärft. Dies ist das Ergeb-
nis des Rechtsrucks in Europa, der nun 
tödliche Konsequenzen hat. Wir, die 
Crew der Moonbird, können nicht mehr 
arbeiten. Momentan dürfen weder Flug-
zeuge noch Schiffe vor der libyschen 
Küste unterwegs sein. Zivile Rettungs-
kräfte dürfen keine Flüchtlinge mehr 
vor dem Ertrinken retten. Allein im Juni 

sind nach offiziellen Zahlen der Inter-
nationalen Organisation für Migration 
629 Menschen im Mittelmeer gestor-
ben. Das ist die höchste Anzahl in einem 
Juni seit 2014. Die Dunkelziffer ist wahr-
scheinlich noch höher, und es hätte noch 
viel mehr Tote gegeben, wenn wir nicht 
vor Ort gewesen wären. Weil das Wasser 
immer noch sehr kalt ist, können Ge-
flüchtete nicht lange überleben, wenn sie 
aus sinkenden Booten ins Meer fallen. 
Das Flugzeug war 2017 an der Rettung 
von 20.000 Menschen beteiligt. Etwa 
1.000 von ihnen wären gestorben, wenn 
die Moonbird-Crew sie nicht im letzten 
Sekunde gefunden und die Behörden 
informiert hätte.

Was ist Ihrer Meinung nach der 
Hintergrund für das Verbot der 
Aufklärungsflüge?

Ganz offensichtlich soll es keine unab-
hängigen Augenzeugen geben, die das 
Sterben und die Menschenrechtsverstö-
ße auf dem Mittelmeer dokumentieren. 
Die europäische Öffentlichkeit soll nicht 

erfahren, wie barbarisch die Abschot-
tungspolitik an den EU-Außengrenzen 
durchgesetzt wird. Es soll keine Beweise 
dafür geben, dass Menschen ertrinken, 
und auch nicht für das Agieren der soge-
nannten libyschen Küstenwache, die von 
der EU finanziert wird.

Wer ist dafür politisch verantwort-
lich?

Dies hat auch die deutsche CDU/CSU-
SPD-Bundesregierung zu verantworten, 
vor allem Bundesinnenminister Horst 
Seehofer, der die jüngste Kriminalisie-
rungskampagne gegen Seenotretter und 
gegen Flüchtlinge losgetreten hat. Ein 
solches Vorgehen gegen Menschen-
rechtsorganisationen sei sonst nur aus 
»anderen Teilen dieser Welt« bekannt, 
hat auch Manfred Rekowski kritisiert, 
der Vorsitzende der Kammer für Mig-
ration und Integration der EKD. Es sei 
ein Skandal, dass dies mitten in Europa 
stattfinde.

Wann hat das angefangen?
Die Kriminalisierung der Geflüchteten 
und die Behinderung der Seenotrettung 
begann 2017. Es ist ja keine Naturkata
strophe, sondern die politische Strategie 
der europäischen Union. Sie will aus 
Abschreckungsgründen Menschen im 
Meer ertrinken lassen. Beschämend ist, 
dass mehr gegen die Projekte der See-
notrettung unternommen wird als dafür, 
Geflüchtete vor dem Tod zu bewahren.

Welche Möglichkeiten sehen Sie, 
sich zu wehren?

Wir werden die rechtlichen Möglichkei-
ten ausschöpfen. Aber wir brauchen den 
Druck auf der Straße. Insofern ist es 
für uns ermutigend zu sehen, wie viele 
Menschen am Sonnabend auf Demons-
trationen ihre Solidarität mit Geflüch-
teten und mit Rettungsorganisationen 
bekundet haben.

� Interview: Gitta Düperthal

»EU will zur Abschreckung 
Menschen ertrinken lassen«

Die Krise frisst ihre Kinder

Rodrigo Duterte

Zur Zukunft deutscher Banken

Gottesfürchtiger des Tages 

Das ist doch endlich mal ein 
Angebot, das kein gottes-
fürchtiger Mensch ableh-

nen kann. Gibt es einen einfacheren 
Weg, um einen schrägen Staatschef 
aus seinem Amt zu verdrängen? 
Also immer ran, ihr Christen, Mus-
lime, Juden, Buddhisten und ander-
weitig religiös Erweckten – zeigt es 
Rodrigo Duterte!

Wie die Nachrichtenagentur 
dpa am Sonnabend berichtete, hat 
der Präsident der Philippinen am 
Freitag abend angeboten, sofort auf 
sein Amt zu verzichten, wenn ihm 
jemand beweisen könne, dass Gott 
existiert. Er brauche nur jemanden, 
der ihm sage: »Hier, ich habe ein 
Bild, ich habe ein Selfie mit Gott«, 
wird Duterte von dpa zitiert. Ob er 
das Bild eines gewissen Sängers 
aus Prag, der vor allem wegen des 

Biene-Maja-Liedes bekannt ist, als 
ausreichend anerkennen würde, 
teilte die Agentur leider nicht mit.

Duterte behauptet von sich, sehr 
wohl an einen Gott zu glauben, 
er sei kein Agnostiker oder Athe-
ist. Aber er könne sich nicht zum 
Katholizismus oder einer anderen 
organisierten Religion bekennen. 
Und deshalb gehen ihm auch deren 
Regeln am Allerwertesten vorbei. 
Den angeblichen Stellvertreter des 
Schöpfers, den Papst, ist Duterte 
in der Vergangenheit deshalb auch 
schon angegangen.

Perfekte Voraussetzungen also für 
ein heute vorgesehenes Treffen des 
Präsidenten mit Vertretern der katho-
lischen Bischofskonferenz des Lan-
des. Bei dem soll es darum gehen, die 
schon lange bestehenden Spannun-
gen zwischen Duterte und der Kirche 
beizulegen. Mehr als 80 Prozent der 
knapp 107 Millionen Philippiner sind 
katholisch. Und einige von denen 
nehmen es dem Staatschef zwar nicht 
übel, dass in seiner Verantwortung 
allein im vergangenen Jahr Tausende 
Menschen rechtswidrig durch Polizis-
ten und andere Staatsdiener getötet 
wurden. Aber dass er Gott auch schon 
mal als »dumm« oder »Hurensohn« 
beschimpft, sehen sie nicht so gerne.
� André Scheer

Bei den einstigen Vorzeige
instituten auf dem deut-
schen Börsenparkett er-

innert nur noch wenig an frühere 
glanzvolle Zeiten: Wertpapiere der 
Deutschen Bank sind buchstäblich 
zu Volksaktien geworden. Ende 
Juni war ein Anteil für weniger 
als neun Euro zu haben. Welche 
Schmach für ein Institut, das auf 
dem Höhepunkt der Finanzkrise 
ein Renditeziel von 25 Prozent 
ausgegeben hatte.

Auch der Commerzbank geht es 
schlecht. Sie könnte bei der nächs-
ten Errechnung des Dax aus dem 
Aktienleitindex fliegen und durch 
den Münchner Finanzdienstleis-
ter Wirecard ersetzt werden. Das 
größte Übel für alle Freunde des 
freien Kapitalverkehrs: Der Staat 
hält noch 15 Prozent am einst so 
großen Finanzkonzern.

In der vergangenen Woche be-
mängelte der Internationale Wäh-
rungsfonds (IWF) die schwache 
Profitabilität der deutschen Ban-
ken. Um Risiken zu reduzieren 
und die Widerstandsfähigkeit der 
Geldhäuser zu verbessern, müss-
ten »Anstrengungen zur Restruk-
turierung« verstärkt werden.

Die deutschen Geldhäuser 
sind billig zu haben, da steigt der 
Appetit auf Übernahmen. Unter 
Finanzhaien gilt ein Sprichwort: 
»Wenn Sie einen Banker aus dem 
Fenster springen sehen, springen 
Sie hinterher. Es gibt bestimmt et-
was zu verdienen.« Die Commerz-
bank soll bereits Goldman Sachs 
und Rothschild beauftragt haben, 
bei einer Fusion beratend zur 
Seite zu stehen. Um die Deutsche 
Bank sollen das größte US-Geld-

haus JP Morgan Chase und die 
Industrial and Commercial Bank 
of China ICBC scharwenzeln. Aus 
New York kam noch am Freitag 
ein schnelles Dementi.

Die Bundesregierung hingegen 
hätte am liebsten eine große deut-
sche Bank. Sind die Beteiligungen 
aus dem Ausland zu mächtig, 
werden unmittelbar politische In-
teressen berührt. Wie Vertreter der 
CDU-Landtagsfraktion in Nord-
rhein-Westfalen ausgeplaudert 
haben, soll Angela Merkel in der 
vergangenen Woche im Kanzler-
amt mit dem früheren Chef der 
Bundesbank, Axel Weber, über 
die Zukunft des Finanzplatzes 
gesprochen haben. Weber war 
auch Aufsichtsratsvorsitzender 
der Deutschen Bank. Merkels 
Regierungssprecher gab noch am 
Freitag zu verstehen, das sei alles 
»spekulativ«, im übrigen bleibe 
es dabei, dass aus »vertraulichen 
Gesprächen der Bundeskanzlerin« 
nicht berichtet werde.

Ruhig schlafen wird Merkel 
nicht. Die Bilanz der Deutschen 
Bank ist eine Blackbox. Der 
Wert hochriskanter Finanzwet-
ten, sogenannte Derivate, soll 
sich Schätzungen zufolge auf 
50 Billionen Euro belaufen – 
das Bruttoinlandsprodukt aller 
EU-Staaten zusammen umfasste 
im vergangenen Jahr nicht mal ein 
Drittel davon. Weil sie weltweit 
verschachtelte Beteiligungen hält, 
ist die Deutsche Bank für den IWF 
die »gefährlichste Bank der Welt«. 
Bei einem Crash werden viele 
in Mitleidenschaft gezogen. Das 
weiß auch Merkel. Die Krise frisst 
ihre Kinder.

Simon Zeise

Aufklärungsflugzeug der Seenotretter von Sea-Watch e. V. wurde 
festgesetzt. Ein Gespräch mit Ruben Neugebauer
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Ruben Neugebauer ist Pressesprecher 
der Nichtregierungsorganisation 

Sea-Watch und Einsatzleiter des von 
ihr und der der Schweizer Humanitä-
ren Pilotenhilfe (HPI) eingesetzten  

Flugzeugs »Moonbird«
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